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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 17. — 


(Nr. 3739.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Mai 1853 ., betreffend die Genehmigung des Baues 
einer Eiſenbahn von Duͤren nach Schleiden durch eine Aktien-Geſellſchaft. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 30. April d. J. will Ich 
hierdurch die beantragte Genehmigung zur Anlegung einer Eifenbahn von Düren 
nach Schleiden durch eine Aktien⸗Geſellſchaft unter den mit den Unternehmern 
zu vereinbarenden, feiner Zeit Meiner fpeziellen Genehmigung zu unterbreiten⸗ 
den Bedingungen ertheilen. 


Dieſer Erlaß ift zugleich mit der Konzeſſions⸗Urkunde und dem Statut 
durch die Geſetz-Sammlung ‚zu veröffentlichen. 


Potsdam, den 2. Mai 1853, 


Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 4853, (Nr. 3739-3740.) ; 28 \ (Nr. 3740.) 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Mai 1853. 
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(Fr. 3740.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Eifel-Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
Vom 16. Mai 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Duͤren nach Schleiden 
eine Aktien⸗Geſellſchaft gebildet hat, wollen Wir zum Bau und Betrieb einer 
ſolchen Eiſenbahn Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen, auch das Uns 
vorgelegte am 10. Mai 1853. notariell vollzogene Statut hierdurch beſtaͤtigen 
und der vorgedachten Eiſenbahn-Geſellſchaft das Recht zur Expropriation der 
zur Anlage der Eiſenbahn erforderlichen Grundſtuͤcke nach Maaßgabe des Gez 
ſetzes vom 3. November 1838. ertheilen. Dieſe Konzeffion und Beſtaͤtigung 
ſoll jedoch erſt in Kraft treten, wenn die nach Artikel 72. des Statuts von 
dem Unternehmer George Burge zu beſtellende Kaution eingezahlt und der 
Nachweis erbracht fein wird, daß das Aktienkapital von 2,400,000 Rthlr. 
durch Aktienzeichnung vollſtaͤndig geſichert ift, dergeſtalt, daß die Geſellſchaft 
die Rechte einer juriſtiſchen Perſon und insbeſondere die Befu niß zur Expro⸗ 
priation erſt mit dem vorgedachten, von Unſerm Miniſter für Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten ſeiner Zeit naͤher zu beſtimmenden und durch die Ge⸗ 
feß- Sammlung zu publizirenden Zeitpunkte auszuüben befugt ſein ſoll. 


Dieſe Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs-Urkunde ift mit dem Statut 
durch die Geſetz»Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Gegeben Charlottenburg, den 16. Mai 1853. 


- (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Statut 
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Statut 
der Eifeler Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


Erſte Abtheilung. 


Bildung, Zweck und Kapital der Geſellſchaft, Rechnungs-Ablage 
und andere allgemeine Beſtimmungen. j 


Titela. 
Bildung und Zweck der Geſellſchaft. 


Artikel 1. 
Unter der Firma: 
Eifeler Eiſenbahn-Geſellſchaft 
bildet ſich eine anonyme Geſellſchaft nach den Beſtimmungen des Rheiniſchen 
Handelsgeſetzbuchs und der Geſetze vom 3. November 1838. und 9. No: 
vember 1843. Das Domizil der Geſellſchaft iſt zu Aachen. 


Artikel 2. 


Zweck dieſer Geſellſchaft iſt der Bau einer Eiſenbahn von Duͤren bis 
Schleiden, ſowohl zum Behuf des allgemeinen Perſonen- und Guͤter-Trans— 
ports, wie auch insbeſondere, um die Berg- und Huͤttenwerke der vordern Eifel 
und des Schleidener Thals, im Kreiſe Schleiden Regierungs-Bezirks Aachen, 
ſowie die Blei- Bergwerfe bei Commern gelegen, mit der Rheiniſchen Eiſen⸗ 
bahn in Verbindung zu ſetzen. 


Artikel 3. 


Dieſe Geſellſchaft baut eine Eiſenbahn, welche auf dem Bahnhofe der 
Rheiniſchen Eiſenbahn zu Duͤren ſich unmittelbar an dieſe nach den desfalls 
von der zuftändigen Staatsbehoͤrde zu treffenden Anordnungen anſchließt und 
von da úber Zülpich, Commern, Call und Gemuͤnd nach Schleiden laͤuft. 
Abweichungen von der Voranſchlagslinie im Intereſſe einer beſſern Fuͤhrung 
derſelben ſind nach vorher eingeholter Genehmigung der Staatsbehoͤrde zulaͤſſig. 


Artikel 4. 


Die Geſellſchaft wird den Betrieb auf der Bahn entweder ſelbſt uͤber⸗ 
nehmen oder ihn ganz oder theilweiſe verpachten; ſie iſt alsdann ar ein 
Bahngeld von den Transporten zu erheben. Sie kann auch mit der Verwal⸗ 
tung anderer anſchließenden Bahnen derartige Abkommen treffen, daß ſie dieſen 

(Nr. 3740,) 25" den 
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den ganzen Betrieb auf ihrer Bahn und die Unterhaltun derſelben gegen ver: 
tragsmaͤßige Entſchaͤdigung überträgt. Die Pacht: oder Betriebs⸗Ueberlaſſungs⸗ 
Verträge unterliegen der Genehmigung des Staats. 


Artikel 5. 


Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln 
eine noch beſſere oder wohlfeilere Foͤrderung der Transporte, als auf Eiſen⸗ 
ſchienen, möglich werden, ſo kann die Geſellſchaft auch das neue Foͤrderungs— 
mittel herſtellen und die Bahn demſelben angemeſſen benutzen, nachdem dazu, 
inſoweit erforderlich, die Genehmigung des Staats ertheilt iſt. 


Artikel 6. 


Die Geſellſchaft iſt befugt, nach den Vorſchriften der daruͤber beſtehen⸗ 
den oder noch zu erlaſſenden Geſetze und Beſchluͤſſe der Staatsregierung die 
Grundſtuͤcke im Wege der unfreiwilligen Expropriation eigenthuͤmlich zu er⸗ 
werben oder vorübergehend zu benutzen, welche zum Bau ber Eiſenbahn, ſei es 
mit doppeltem oder einfachem Geleiſe und zu allen dazu gehoͤrigen Anlagen auf 
die Dauer oder auch nur vorlaͤufig, erforderlich ſind. , 


Titel 2. 
Ka pit al. 


Artikel 7. 


Das Aktienkapital wird auf zwei Millionen vierhundert Tauſend Thaler 
feftgeftellt, aus vier und zwanzig Tauſend, auf jeden Inhaber lautenden Aktien 
beſtehend, jede im Betrage von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant. 


Artikel 8. 


Die Einzahlungen auf die Aktien erfolgen nach der Wahl der Aktio⸗ 
naire in Aachen, Coͤln und Berlin, ſowie in den Staͤdten, welche ſonſt zu 
dieſem Zwecke von der Direktion bekannt gemacht werden. Dieſe Einzahlungen 
find in Raten bis zu vierzig Prozent, ſucceſſive nach den Beſtimmungen der 
Direktion zu leiſten, und zwar innerhalb einer Friſt, welche dieſelbe durch 
eine, wenigſtens Einen Monat vorher zu erlaſſende, öffentliche Bekanntmachung 
feſtſetzt. 

Artikel 9. 

So lange nicht vierzig Prozent eingezahlt ſind, wird uͤber die eingezahlten 

Betraͤge bis zu zwanzig Aktien nur Ein Quittungsbogen auf den Namen des 


Zeichners ausgefertigt; bei einer größeren Aktienzahl kann einem und demſelben 
Zeichner für je zwanzig Aktien ein Quittungsbogen ertheilt werden. s 
; y: 


Artikel 10, 


Wer die Einzahlungen auf die Aktien nicht innerhalb der im Artikel 8. 
bezeichneten Friſt leiſtet, hat fuͤr den nachherigen Zeitraum bis zur wirklichen 
Einzahlung fuͤnf Prozent Zinſen von dem Betrage der ruͤckſtaͤndigen Zahlung 
zum Vortheil der Geſellſchaft zu verguͤten. Wenn innerhalb zweier Monate 
nach einer erneuerten Öffentlichen Aufforderung die Zahlung noch immer nicht 
erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin gezahlten Raten als 
verfallen und die durch die Ratenzahlungen, ſowie durch die urſpruͤngliche Unter⸗ 
zeichnung dem Aktionair gegebenen Anfprüche auf den Empfang von Aktien 
für vernichtet zu erklären. Eine ſolche Erklärung erfolgt durch die Direktion 
mittelſt öffentlicher Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. 

An die Stelle der auf diefe Weiſe ausſcheidenden Aktionatre können von 
der Direktion neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Dieſelbe iſt aber auch 
berechtigt, fo lange die erſten Aktienzeichner nicht ihrer Verhaftung entlaſſen 
ſind, die faͤlligen Einzahlungen gegen dieſelben gerichtlich einzuklagen. 


Artikel 11. 


ueber den Betrag der Aktien hinaus ift der Aktionair, unter welcher Be: 
nennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet. 


Artikel 12. 


Die Aktiendokumente werden nach dem beigedruckten Schema sub A. 
ausgefertigt und muͤſſen von wenigſtens einem Mitgliede des Verwaltungsraths, 
A einem Direktionsmitgliede, ſowie auch von dem Subdirektor oder von einem ihn 
vertretenden Beamten unterzeichnet fein. Dem in dieſem Aktienſchema enthal⸗ 
begeht MR Originaltexte wird eine Ueberſetzung in engliſcher Sprache 
eigefuͤgt. 


Artikel 13. 


Die auf die Aktien erfolgenden Partial-Einzahlungen, ſowie die voll ein- 
gezahlten Aktien werden zu vier Prozent jaͤhrlich bis zum Schluß desjenigen 
Kalender-Vierteljahres verzinſet, in welchem die ganze Bahnſtrecke lu 
Düren und Schleiden in Betrieb geſetzt worden iſt. Diefer Zeitraum darf je⸗ 
doch die Grift von drei Jahren, vom Tage der landesherrlichen Genehmigung 
des gegenwärtigen Statuts an gerechnet, nicht uͤberſchreiten. 


Artikel 14. 


Bei Ablauf des obengedachten Zeitabſchnitts wird das Kapital, welches ſich 

a) mo Bau der Bahn von Duͤren nach Schleiden ſammt allem Zu: 
behr 

(Nr. 8740) f b) für 


b) für das Betriebsmaterial, 

c) für die Beſtreitung der Generalkoſten, 

d) fuͤr die Zinſen der geleiſteten Einzahlungen 
als nothwendig ergiebt, feſtgeſtellt. 


Artikel 15. 


Von dem Schluffe des im Artikel 13. bezeichneten Zeitabſchnitts an qez 
rechnet, werden an die Aktionaire keine Zinſen vergütet; dagegen wird der Aa 
ergebende Reinertrag jährlich als Dividende vertheilt, zu welchem Ende bei 
Ausgabe der Aktien auf eine gewiſſe Reihe von Jahren Dividendenſcheine nach 
dem sub B. beigedruckten Schema beigefuͤgt werden. Dem deutſchen Original— 
texte in dieſen Dividendenſcheinen wird ebenfalls eine Ueberſetzung in engliſcher 
Sprache beigedruckt. 


Dieſe ſind in den Staͤdten zahlbar, welche im Artikel 8. genannt ſind, 
beziehungsweiſe von der Direktion jedesmal bezeichnet worden. ie Direktion 
wird wegen der Dividendenzahlungen jaͤhrlich die erforderlichen oͤffentlichen Be— 
kanntmachungen erlaſſen. 


Artikel 16. 


Der Reinertrag wird folgendermaßen ermittelt: 


1) Aus dem Brutto-Einkommen des Unternehmens werden die Verwaltungs-, 
Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ſowie alle ſonſtige, das Unternehmen 
belaſtende Ausgaben beſtritten. 


2) Sodann wird Behufs der Bildung eines Reſervefonds zur Beſtreitung der 
Koſten der Erneuerung des Oberbaues und des Inventariums, der Ber- 
mehrung der Betriebsmittel, ſowie zur Deckung der in außerordentlichen 
Fällen erforderlichen Auslagen ein halbes Prozent des Aktienkapitals von 
dem nach Abrechnung der Ausgabe (Nr. 1.) von dem Brutto-Extrage 
verbleibenden Ueberſchuſſe vorweg genommen. 

Bei fich ergebendem Bedürfniffe kann dieſer Betrag auf Antrag 
der Direktion und auf Anordnung des Verwaltungsrathes angemeſſen 
erhoͤht werden. ; 

Sobald jedoch der Reſervefonds die Summe von Einmal hundert 
Tauſend Thalern erreicht hat, follen, wenn nach dem Ermeſſen der Di- 
rektion im Einverſtaͤndniſſe mit dem Verwaltungsrathe der Zuſtand ber 
Bahn und deren Inventars es geſtattet, fernere Zuſchuͤſſe bis gur weiter 
SC werdenden Ergaͤnzung, bei Zuſtimmung der Staatsbehoͤrde, auf- 

ren. 


3) Demnaͤchſt werden aus dem Ertrage die den Mitgliedern der Direktion 
einſchließlich des Generalbevollmaͤchtigten und den Mitgliedern des Ver— 
waltungsrathes zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigungen resp. Beſoldungen bes 


ſtritten. 
4) Der 
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4) Der nach Abzug der unter 1., 2. und 3 gedachten Betraͤge ſich ergebende 
Reſt bildet den durch Beſchluß der Generalverſammlung (Artikel 22.) 
zu vertheilenden Reinertrag. i 


Artikel 17. 


Die Dividenden, welche nicht innerhalb vier Jahren, vom Verfalltage an 
gerechnet, in Empfang genommen worden ſind, verfallen der Geſellſchaft; jedoch 
muß eine oͤffentliche Aufforderung zur Empfangnahme vorgaͤngig dreimal in 
Zwiſchenraͤumen von wenigſtens Einem Jahre durch die Direktion erlaſſen wor: 
den fein. Dieſe hat ſodann die fraglichen Dividendenſcheine oͤffentlich fúr werth- 
los zu erklaͤren. 


Artikel 18. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Quittungsbogen, Dividenden⸗ 
ſcheine oder Aktien mortifizirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion dreimal in Zwi⸗ 
ſchenraͤumen von wenigſtens vier Monaten eine öffentliche Aufforderung, jene 
Dokumente einzuliefern oder die etwaigen Rechte daran geltend zu machen. 
Sind zwei Monate nach der letzten Aufforderung die Dokumente nicht einge: 
liefert, oder Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo ſpricht das Koͤnigliche 
Landgericht zu Aachen, auf Grund jenes von der Direktion veranlaßten Auf⸗ 
gebots, die Mortifikation aus, die Direktion veröffentlicht die ſtattgehabte Mor⸗ 
tififation und fertigt an Stelle der mortiſizirten Dokumente neue aus. 


Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern dem 
Betheiligten zur Laſt. : 
Artikel 19. 


Anleihen duͤrfen ohne Beſchluß der Generalverſammlung und ohne lanz 
desherrliche Genehmigung nicht kontrahirt werden. 


Vobruͤbergehende Benutzung von Kredit bei Banquiers gehört indeſſen 
nicht unter den Begriff ſolcher Anleihen. 5 ` 


Titel 8. 
Rechnungslage und Bilanz. 
Artikel 20. 
Innerhalb der erſten drei Monate eines jeden Gefchäftsjahres wird eine 
Bilanz des Geſellſchaftsvermogens gezogen, in welcher die Ausgaben und Çin- 
nahmen, nach den verſchiedenen Hauptgattungen geſondert, aufzuführen find. 
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Artikel 21. 


Nach Eröffnung des Betriebs auf der ganzen Bahn werden in die Bi⸗ 
lanz zur Feſiſtellung des Reinertrages alle aus dem aufgekommenen Ertrage 
in dem betreffenden Geſchaͤftsjahre zu beſtreitenden Leiſtungen und Koſten in 
die Ausgabe aufgenommen, und es wird demnaͤchſt zur Ermittelung dieſes 
Reinertrages unter Beachtung der im Artikel 16. vorgeſchriebenen Modalitäten 
geſchritten. 


Artikel 2. 


Ueber die Vertheilung des Reinertrages wird demnächſt von der Ge: 
neralverſammlung in ihrer ordentlichen jährlichen Sitzung Beſchluß gefaßt. 


Artikel 23. 


Zu dem Ende ſollen in der Generalverſammlung die Reſultate der Rech⸗ 
nungsablage und ein Bericht uͤber den Zuſtand der Geſchaͤfte der Geſellſchaft 
mitgetheilt werden. Dieſe Reſultate und der Bericht werden, wenigſtens aus— 
zugsweiſe, veröffentlicht. 


Titel 4. 
Abänderung der Statuten. Aufloͤſung der Geſellſchaft. 
Oeffentliche n gg 
i Artikel 24. 


Beſchluͤſſe, durch welche eine Abänderung der Statuten bewirkt wird, 
ſind nur dann guͤltig, wenn ſie durch die Generalverſammlung mit einer Ma⸗ 
joritaͤt von wenigſtens drei Viertheilen der Stimmen der gegenwaͤrtigen oder 
vertretenen Aktionaire gefaßt worden, und beduͤrfen vor ihrer Ausfuͤhrung der 
landesherrlichen Beſtaͤtigung. 


Außerdem muß in der Berufung zu ſolcher Generalverſammlung die 
beabfichtigte Abänderung angedeutet werden. . 


Artikel 25, 


Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer für dieſen Zweck be⸗ 
ſonders angekuͤndigten Generalverſammlung, in welcher auch die nach Art. 30. 
ſonſt nicht ſtimmberechtigten Aktionaire das Stimmrecht auszuüben befugt ſind, 
durch eine Majoritaͤt von drei Viertheilen der Stimmen beſchloſſen werden. 


Bei dieſer Generalverſammlung hat jede Aktie eine Stimme. 


Der 
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Der für die Aufloͤſung ſprechende Beſchluß bedarf der landesherrlichen 
Genehmigung und wird, wenn dieſe erfolgt iſt, öffentlich bekannt gemacht. 
Die Auflöfung kann erſt drei Monate nachher erfolgen. 


Artikel 26. 


Die in dieſen Statuten vorgeſchriebenen oder vorgeſehenen Bekannt: 
machungen oder öffentlichen Aufforderungen find verbindlich für die dabei bethei⸗ 
ligten Perſonen erlaſſen, wenn fie in dem Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, der 
Stadt Aachener Zeitung, in der Koͤlniſchen Zeitung und in der „Times“ erſchie⸗ 
nen ſind. Geht das eine oder das andere dieſer Blaͤtter ein, ſo genuͤgt die 
Publikation in den uͤbrigen ſo lange, bis die naͤchſte Generalverſammlung 
ſtatt des eingegangenen Blattes, mit Genehmigung des Staats, ein anderes 
beſtimmt haben wird. 


Titel 5. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


Artikel 27. 


Dem Staate bleibt die Genehmigung des Bahngeldes und des Tarifs 
des Güter- und Perſonentransports, Get der Abänderung dieſer Tarife und 
auch die Genehmigung, noͤthigenfalls die Abänderung des Fahrplans, vorbehalten, 


Die Geſellſchaft ift verpflichtet, nach dem Verlangen der Militairverwal⸗ 
tung für die auf der Bahn zu. befördernden Transporte von vaterlaͤndiſchen 
Truppen, Waffen, Kriegs- und Verpflegungs-Beduͤrfniſſen, ſowie von- Mili- 
taireffekten jeglicher Art, noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurich— 
ten, und zwar dergeſtalt, daß für dergleichen Transporte nicht blos die unter 
gewöhnlichen Umſtänden bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, fondern 
auch die ſonſt noch vorhandenen Transportmittel benutzt werden. Auch bleibt 
es der Militairverwaltung unbenommen, ſich zu dergleichen Transporten eigener 
Transport⸗ und Dampfwagen zu bedienen. In ſolchen Faͤllen wird der Ge⸗ 
ſellſchaft, außer der Erſtattung der Feuerungskoſten, nur ein zu vereinbarendes, 
mäßiges Bahngeld gewährt. i ö 

Außer dem unentgeltlichen Transporte derjenigen Poſtwagen oder Poſt⸗ 
wagen⸗Abtheilungen, welche nöthig find, um die der Poft anvertrauten Güter 
zu befördern, iſt die Geſellſchaft verpflichtet, auch die begleitenden Poſtkonduk⸗ 
teure und das expedirende Poſtperſonal in jenen Wagen unentgeltlich zu bez 
foͤrdern. e o i 

Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, den Anordnungen, welche wegen: polizei: 
licher Beaufſichtigung der bei dem Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Arbeiter getroffen 
werden, nachzukommen, auch die durch dieſe Anordnungen und durch Beſtellung 
des polizeilichen Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu tragen. ' 

Jahrgang 1853. (Nr. 3740.) 29 Im 
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Im Fall der Unzulaͤnglichkeit der Beitrage der Arbeiter zu der bei dem 
Bau der Bahn in Gemaͤßheit des $. 21. der Verordnung vom 21. Dezember 
1846. (Geſetz-Sammlung für 1847. Seite 21.) einzurichtenden Krankenkaſſe 
hat die Geſellſchaft die erforderlichen Zuſchuͤſſe zu leiſten. 


Zu den Ausgaben und Verwendungen aus dem Reſerve- und Erneue⸗ 
rungsfonds hat die Geſellſchaft die Genehmigung der Staatsbehoͤrde einzuholen 
und vor der Auszahlung der Dividende derſelben den Ausweis vorzulegen, daß 
Ro C geſetzlichen und ſtatutenmaͤßigen Beſtimmungen entſprechend feſtge— 

ellt iſt. 


Die Leitung des Baues muß einem gepruͤften Preußiſchen Baumeiſter 
uͤbertragen werden. 


Die mit der Leitung des Betriebes auf der Bahn zu beauftragende Perz 
ſon bedarf der Beſtaͤtigung des Staats. 


Dem Staate ſteht die Befugniß zu, nach Anhoͤrung der Direktion hin⸗ 
ſichtlich aller Beamten der Geſellſchaft, ſowie auch hinſichtlich des als beſol⸗ 
deten Direktionsmitgliedes etwa angeſtellten techniſchen Direktors, die Entfer⸗ 
nung von ihren Poſten zu verlangen. 


Artikel 28. s 
Im Uebrigen und ſoweit nicht beſondere Feſtſetzungen in dieſem Statut 
über die Verhältniffe der Geſellſchaft zum Staate enthalten find, beſtimmen ſich 
dieſelben nach dem Geſetze uͤber die Unternehmungen vom 3. November 1838. 
und den in Folge deſſelben ergangenen oder noch zu erlaſſenden geſetzlichen Be⸗ 
e . ſowie nach dem Geſetze uͤber Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember y 


Zweite Abtheilung. 
Die Generalverſammlung. 
Titel 6, 
Das Recht der Theilnahme und des Stimmens, 
Artikel 29. 


Nur diejenigen Aktionaire ſind zur Theilnahme an den Generalverſamm⸗ 
lungen und an deren Verhandlungen befugt, welche den Beſitz der Aktien (oder 
bis zu deren Aus abe der Quittungsbogen) nach den Büchern der Geſellſchaft 
wenigſtens ſechs Wochen vor der Generalverſammlung hatten und ihn kurz vor⸗ 
her der Direktion nachweiſen. A 

u 


— 195 — 


Zu dem Ende muͤſſen diejenigen Aftionaire, welche nach ſtattgefundenem 
Wechſel des Beſitzes von vorſtehender Befugniß Gebrauch machen wollen, die 
Einſchreibung des Beſitzes in die Bücher der Geſellſchaft Hor veranlaſſen; ſie 
erfolgt bei der Direktion auf ſchriftliches Erſuchen gegen orlegung der Aktien 
oder eines genuͤgenden Zeugniſſes uͤber den Beſitz derſelben. 


Auf Verlangen ertheilt die Direktion eine Beſcheinigung uͤber die erfolgte 
Einſchreibung. 


Der Nachweis uͤber den Beſitz kurz vor der Generalverſammlung wird 
innerhalb der beiden letzten Tage vor derſelben ebenfalls entweder durch Vor⸗ 
zeigung der Aktien oder durch ein genügendes Zeugniß tiber deren Beſitz ge⸗ 
liefert. Erforderlichenfalls erlaͤßt die Direktion öffentlich úber die Ausſtellung 
dieſer Zeugniſſe naͤhere Beſtimmungen. 


Far Aktienrechte, auf welche fällige Ratenzahlungen ruͤckſtändig find, 
Be W Befugniß der Beſitzer zur Theilnahme an der Generalverſamm⸗ 
ung ſtatt. 


Artikel 30. 


Das Necht des Stimmens beruht nur auf denjenigen Aktien, welche 
nach Artikel 29. zur Theilnahme an der Generalverſammlung befaͤhigen und 
ſteht nur den Aktionairen zu, welche zehn oder mehr Aktien beſitzen. Dieſes 
Recht wird in folgenden Verhaͤltniſſen ausgeuͤbt: 


a) bis zu vierzig Aktien auf jede zehn Aktien Eine Stimme, 


b) für die Aktien, welche Jemand über die Zahl von vierzig hinaus beſitzt, 
auf jede zwanzig Aklien Eine Stimme. Jedoch kann Niemand mehr 
als zwanzig Stimmen fuͤr ſeine Perſon abgeben. 


Artikel 31. 


Die Aktionaire können fih in Verhinderungsfaͤllen durch andere, nach 
Artikel 29. zur Theilnahme an den Generalverſammlungen befugte Aktionaire 
vertreten laſſen; die Ae e aber auch durch ihre Prokuratraͤger, die 
Gemeinden und öffentlichen Inſtitute durch ihre Repraͤſentanten, die inder⸗ 
jaͤhrigen durch ihre Vormuͤnder, die Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner, wenn 
die Vertreter auch nicht Aktionaire ſind. 


Fur mehr als zwanzig Stimmen kann cin Einzelner nicht Vollmacht⸗ 
träger in der Generalverſammlung fein. 
Artikel 32. 


Bei Wahlen und allen Beſchluͤſſen, die fid) auf perſonliche Verhaͤltniſſe 
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beziehen, kann von Perſonen, welche in Dienſtverhaͤltniſſen zur Direktion oder 
zu den Beamten der Geſellſchaft ſtehen, ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt werden. 


Titel 2. 
Die Berufung und die Berathungs formen. 


Artikel 33. 


Die Generalverſammlung tritt jahrlich Ein Mal regelmäßig zuſammen; 
fie wird nach Eröffnung des Betriebes auf der ganzen Bahn die Zeit dieſes 
regelmäßigen Zuſammentritts auf den Vorſchlag der Direktion ſelbſt feſtſetzen. 


Außerdem finden außergewöhnliche Generalverſammlungen ſtatt, fo oft 
dies von der Direktion fuͤr noͤthig erachtet oder wenn (Art. 61. c.) von 
dem Verwaltungsrathe mit einer Majoritaͤt von wenigſtens acht Stimmen in 
beſonderen Faͤllen darauf angetragen wird. 


Die Generalverſammlungen finden in Aachen ſtatt und werden von der 
Direktion wenigſtens Einen Monat vor dem Zuſammentritt oͤffentlich berufen. 


Bei Berufung außerordentlicher Generalverſammlungen wird der Gegen— 


ſtand der Berathung im Allgemeinen angegeben. 
Artikel 34. 


Vorbehaltlich der in den Artikeln 24. und 25. enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen finden alle Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlung nach abſolu⸗ 
ter Stimmenmehrheit ſtatt; find die Stimmen gleich, fo entſcheidet der 
Vorſitzende. 

Wer von den Aktionairen bei der Generalverſammlung nicht erſcheint 
oder nicht durch einen Bevollmaͤchtigten ſich vertreten laͤßt, iſt deſſenungeach— 
tet durch die Beſchluͤſſe jener Verſammlungen gebunden. 


Artikel 35. ; 


Den Vorſitz in der Generalverſammlung fuͤhrt der Praͤſident resp. der 
Vieepraͤſident des Verwaltungsrathes, oder in Verhinderung beider das unter 
den Anweſenden nach der Dienſtzeit aͤlteſte Mitglied deſſelben. 

Der Vorſitzende der Generaloerſammlung deſignirt deren Protokollfuͤhrer, 
wenn letztere nicht vorzieht, ihn ſelbſt zu erwaͤhlen. 


Artikel 36, 
Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden, dem Protokollfuͤhrer, dem 


Generalbevollmaͤchtigten, den uͤbrigen anweſenden Direktions mitgliedern und 
von 
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von denjenigen Aktionairen unterſchrieben, welche dies in der Verſammlung 
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Die Verſammlung kann aus ihrer Mitte auch drei bis ſechs Aktionaire 
zur Mitvollziehung des Protokolls ernennen. 


Artikel 37. 


Die Direktion iſt befugt, bis zu einer naͤchſten Generalverſammlung die 
Beſchlußnahme úber diejenigen Anträge zu vertagen, welche nicht von ihr oder 
nicht von dem Verwaltungsrathe ausgehen und der Direktion nicht acht Tage 
vor der Verſammlung ſchriftlich mitgetheilt worden ſind. 


In dieſem Falle kann jedoch die Generalverſammlung ſofort die Beru- 
fung einer neuen Generalverſammlung beſchließen. Auch kann dieſelbe, jedoch 
nur auf den Antrag der Direktion, ohne weitere Berufung binnen der naͤchſten 
acht Tage wieder, ee um die Erklaͤrungen der Direktion zu hören 
und deshalb Beſchluß zu faſſen. 


Artikel 38. 


Die Generalverſammlung kann das Verfahren bei ihren Verhandlungen 
und Beſchlußnahmen innerhalb der Vorſchriften dieſes Statuts durch ein 
Reglement feſtſetzen, welches der Beftätigung des Staats unterworfen ift, 


Dritte Abtheilung. 
Verwaltung. 


Titel 8. 


Direktion. 


Artikel 39. 


Der Sitz der Direktion iſt zu Aachen; derſelbe kann jedoch für die Dauer 
der Bauzeit auf den Antrag der Direktion unter Zuſtimmung des Verwaltungs— 
rathes nach Duͤren verlegt werden. 


Fuͤr die erſten drei Jahre, und zwar bis zur vierten ordentlichen Gene⸗ 
ralverſammlung, beſteht die Direktion aus drei Mitgliedern und zwei Stell- 
vertretern, nämlich aus einem für eine beſtimmte Zeit laut Vollmacht ernannten 
Generalbevollmaͤchtigten des auslaͤndiſchen Unternehmers (conf. Art. 71.) und 
aus vier Aktionairen, nämlich zwei Direktoren und zwei Stellvertretern der- 
ſelben, welche ſaͤmmtlich Koͤniglich Preußiſche Unterthanen fen und ihren 
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Wohnort in der Preußiſchen Rheinprovinz haben muͤſſen. Fuͤr die vorge— 
nannten drei Baujahre bilden die Direktion: 


der Generalbevollmaͤchtigte des auslaͤndiſchen Unternehmers (Art. 71.), 
Herr Wilhelm Hauchecorne, Generalagent in Coͤln; 


der Herr Leopold Scheibler, Kaufmann und Praäfident der Handels— 
kammer in Aachen, wohnhaft in Aachen; S 

ein drittes, von den vorgenannten beiden Perſonen zu waͤhlendes 
Mitglied. 


Als Stellvertreter ſollen fuͤr dieſelbe Zeit fungiren: 
der Herr Caͤſar Schoͤller, Kaufmann, zu Duͤren wohnhaft, und 
der Herr Rudolph Poͤnsgen, Fabrikinhaber, zu Schleiden wohnhaft. 


Saͤmmtliche Mitglieder und Stellvertreter muͤſſen Jeder fünf und zwanzig 
Aktien der Geſellſchaft beſitzen oder erwerben, welche waͤhrend der Amtsdauer 
außer Kurs geſetzt und deponirt werden. 


Artikel 40. 


Nach Ablauf der drei im Eingang des Artikels 39. bezeichneten Jahre 
hört das Verhaͤltniß des Generalbevollmaͤchtigten des auslaͤndiſchen Unter⸗ 
nehmers als Mitglied der Direktion auf, und es erfolgt die Beſetzung der durch 
denſelben bis dahin eingenommenen Stelle, gleich denjenigen der beiden an⸗ 
Lo Direktorenſtellen, ſowie der beiden Stellvertreter, durch die Wahl der 

tionaire. 


. Artikel 41, 


Falls ein Beduͤrfniß dazu entſtehen follte, fo kann auf Vorſchlag der 
Direktion und unter Zuſtimmung des Verwaltungsrathes die Zahl der Direktoren 
um zwei und die Zahl der Stellvertreter ebenfalls um zwei vermehrt werden, 
welche ſodann von der naͤchſten Generalverſammlung gewaͤhlt werden. 

Tritt das Beduͤrfniß der Vermehrung des Perſonals der Direktion und 
der Zahl der Stellvertreter waͤhrend der Bauzeit (Art. 39.) ein, ſo erfolgt die 
Ernennung der beiden neuen Direktoren und der beiden neuen Stellvertreter 
für die noch uͤbrige Bauzeit durch die Direktion. 

Die ſolchergeſtalt hinzugewaͤhlten oder ernannten Direktoren und Stell- 
vertreter ſind denſelben Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Statuts unterworfen, 
als diejenigen, welche in dem vorhergehenden Artikel bezeichnet ſind. 


N Artikel 42. 
Bei einer Zahl von drei Direktoren und zwei Stellvertretern (Art. 40.) 


tritt ein Direktor und ein Stellvertreter von zwei zu zwei Jahren, und bei 
einer 
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einer Zahl von fünf Direktoren und vier Stellvertretern (Art. 41.) in jedem 
Jahre abwechſelnd, einer der Direktoren und einer der Stellvertreter aus, und 
zwar ſcheiden zuerſt diejenigen von ihnen aus, welche bei der Wahl die ges 
ringſte Anzahl von Stimmen hatten. Die Austretenden find wieder wählbar. 
Die Amtsdauer waͤhrt jedesmal bis zu einer ordentlichen Generalverſammlung 
und einſchließlich derſelben. 


Artikel 43. 


Die erſte Erneuerung der Direktion findet jedoch erſt in der vierten 
ordentlichen Generalverſammlung, welche nach Ablauf des letzten Baujahres 
berufen wird, und zwar alsdann für ſaͤmmtliche Direktionsmitglieder und Stell⸗ 
vertreter ſtatt (el. Art. 39.), unbeſchadet der Beſtimmung des Schlußſatzes 
des Artikel 51., betreffend die Anſtellung eines beſoldeten Direktionsmitgliedes. 


Artikel 44. 


Wenn auf irgend eine Weiſe einer der Direktoren oder deren Stellver⸗ 
treter vor dem Ablaufe der Dienſtzeit abgeht, ſo erſetzt die Generalverſamm⸗ 
lung deffen Stelle durch neue Wahl fr die noch übrige, Amtsdauer des Mus- 
getretenen. Erachtet der Verwaltungsrath die Wiederbeſetzung der Stelle für 
dringend, fo beſetzt er fie vorläufig bis zu jener Generalverſammlung durch 
abſolute Stimmenmehrheit. 


Tritt vor dem Ablauf des dritten Baujahres der Generalbevollmaͤchtigte 
des Unternehmers (cl. Art. 74.) aus, fo wird die Stelle des Austretenden fúr 
die noch uͤbrige Bauzeit durch eine unter Genehmigung der Staatsregierung 
vom Unternehmer (Art. 71.) zu ernennende Perſon beſetzt. 


Artikel 45. 


Kein Direktionsmitglied oder Stellvertreter darf Bauten oder Lieferungs⸗ 
Geſchaͤfte für die Geſellſchaft unternehmen. ' 


Artikel 46. 


Jeder Direktor oder Stellvertreter, mit Ausnahme des für die Bauzeit 
ernannten Generalbevollmaͤchtigten des Unternehmers, kann durch den Verwal⸗ 
tungsrath vorläufig außer Funktion geſetzt werden, wenn ſeinem desfallſigen 
Beſchluſſe wenigſtens acht ſeiner Mitglieder beitreten. 

Der Verwaltungsrath iſt alsdann verpflichtet, bei der nächften General- 
verſammlung auf die Entlaſſung anzutragen. Wenn die Verſammlung dieſen 
oben verwirft, fo ift dadurch die vorlaͤufige Suspenſion von ſelbſt aufge: 

oben. 
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Artikel 47. 


Den Vorſitz in der Direktion führt während der Bauzeit der General⸗ 
bevollmächtigte mit Subſtitutionsbefugniß zu Gunſten eines der uͤbrigen Direk⸗ 
tionsmitglieder. Nach der Bauzeit wird der Vorſitzende jaͤhrlich durch die 
Direktion ernannt. 


Artikel 48. 


Die Direktion hat die Leitung der Geſchaͤfte und Angelegenheiten der 
Geſellſchaft innerhalb der durch dies Statut gezogenen Grenzen und Formen. 
Sie vertritt daher die Geſellſchaft in allen Verhandlungen und Verträgen mit 
Behoͤrden oder dritten Perſonen, insbeſondere auch bei Vergleichen, Erwerbung 
oder Veraͤußerung von Immobilien, Eintragung und Löſchung von Hypotheken, 
ſowie bei allen Rechtsſtreitigkeiten oder ſonſtigen gerichtlichen Verhandlungen. 


Die Legitimation des Generalbevollmächtigten erfolgt durch die ihm von 
feinem Mandanten ertheilte Vollmacht, die der übrigen Direktionsmitglieder 
und deren Subſtituten aber durch ein notarielles Atteſt, weshalb bei ihrer Er⸗ 
wählung ein Notar zuzuziehen iſt. 


Artikel 49. 


Die Anſtellung und Entlaſſung der Beamten der Geſellſchaft, ſowie die 
Feſtſtellung ihrer Beſoldung gehen (vergleiche Art. 50. Littr. a.) von der 
Direktion aus. Sie iſt jedoch nicht zur Abſchließung von Vertraͤgen befugt, 
durch welche fie Perſonen fur den Dienſt der Geſellſchaft auf längere Zeit als 
ee Jahre anſtellt oder Penſionen zu Laſten der Geſellſchaft gewaͤhren 
wuͤrde. 


Artikel 50. 


Ohne Genehmigung des Verwaltungsrathes ift die Direktion nicht befugt, 
über nachfiehende Gegenſtände Beſchluͤſſe auszuführen oder Verträge definitiv 
abzufchließen,- namlich : 


a) Die Anftellung aller Beamten oder Huͤlfsarbeiter, welche fuͤr laͤngere Zeit 
als fuͤnf Jahre angenommen werden, oder deren jährliche Beſoldung 
mehr als fuͤnfhundert Thaler betraͤgt. | 


b) Kauf oder Verkauf von Immobilien, mit Ausnahme der zum Zwecke 
der Bahnanlage und aller dazu erforderlichen Arbeiten und Materialien j 
zu erwerbenden reſp. erworbenen oder fpáter zu jenem Zwecke nicht mehr 
erforderlichen Immobilien; desgleichen Bewilligung von Hypothekar— 
Inſkriptionen. 


c) Lei⸗ 


c) Leiſtungen von Arbeiten oder Lieferungen auf andere Weiſe, als durch 
öffentliche Verdingung an den Mindeſtfordernden, ſofern das Objekt die 
Summe von fünf Tauſend Thalern uͤberſteigt, mit Ausnahme der unter 
d. und e, beſtimmten Fälle, 


d) Ankauf oder Verkauf von Maſchinen oder Utenſilien, wenn der Werth 
die Summe von zwanzig Tauſend Thalern uͤberſteigt. 


e) Ausführung von Gebaͤnden und Errichtung von Anlagen, deren Koſten 
die Summe von zehn Tauſend Thalern uͤberſteigen. 


1) Feſtſtellung des Bahngeldes. 


8) Fesselung bes Tarifs für den Transport von Perſonen, Waagren oder 
ſonſtigen egenſtaͤnden. 


h) Erhoͤhung des Reſervefonds (Art. 16.). 


Artikel 51. 


Die Direktionsmitglieder und ihre Stellvertreter beziehen keine fixe Beſol⸗ 
dung, haben jedoch Anspruch auf Erſatz ihrer Reiſekoſten oder anderer durch 
ihre Funktionen entſtandenen Auslagen, ſowie auf eine Entfchädigung für ihre 
Muͤhwaltung. 


Dieſe Entſchaͤdigung, welche jährlich durch den Verwaltungsrath feſtge⸗ 
ſetzt wird, kann betragen: ; 
a) im Ganzen jährlich zwei Tauſend Thaler, fo lange keine Dividenden an 
die Aktionaire bezahlt werden; 


b) von dem Zeitpunkte der Dividendenvertheilung an, während der erſten 
fünf Jahre jährlich 2 Prozent, fpäter 13 Prozent des Geſammibetrages 
des nach Artikel 16. ermittelten Ueberſchuſſes. An dieſer Entſchaͤdigung 
follen ſowohl der Generalbevollmaͤchtigte als die beiden Gei Direktoren, 
ſowie auch die Stellvertreter und zwar ein Jeder nach? aaßgabe feiner 
Betheiligung an den Geſchaͤften partizipiren. 


Es kann übrigens auch ein techniſcher Direktor als beſoldetes Mitglied 
der Direktion angeſtellt werden. Für dieſen Fall bezieht daſſelbe das zu ver⸗ 
einbarende Gehalt anſtatt der oben ad a. und b. bezeichneten Entſchaͤdigungen. 


Fur welche Zeit ein ſolcher techniſcher Direktor uͤber die Dauer der 
drei Baujahre hinaus als Mitglied in der Direktion verbleibt, ohne einer Wahl 
nach Artikel 40. und 43. unterworfen zu ſein, beſtimmt ſein mit den Verwal⸗ 
tungsorganen der Geſellſchaft abgeſchloſſener Vertrag. 
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Titel 9. 
Der Verwaltungsrath. 


Artikel 52. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus zwoͤlf Mitgliedern, welche von der 
Generalverſammlung gewaͤhlt werden; mindeſtens ſollen ſechs derſelben Preußiſche 
Unterthanen und in der Preußiſchen Rheinprovinz wohnhaft ſein, mit der Be⸗ 
ſchraͤnkung, daß aus einem und demſelben Orte nicht mehr als zwei Mitglieder 
gewaͤhlt werden koͤnnen. 


x Die úbrigen ſechs koͤnnen aus der Zahl der Engliſchen Aktionaire gewaͤhlt 
werden. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes muͤſſen fuͤnfundzwanzig Aktien 
beſitzen oder erwerben, welche waͤhrend der Amtsdauer deponirt und außer Kurs 
geſetzt. werden. 


Artikel 53. 


„Der dritte Theil der Mitglieder und zwar, ſoviel thunlich, in dem Ver⸗ 
hältniß der jedesmal vorhandenen Anzahl von inlaͤndiſchen und auslaͤndiſchen 
Mitgliedern tritt jaͤhrlich aus und wird durch neue Wahl erſetzt. Bis die 
Reihenfolge des Austritts nach der Amtsdauer fich gebildet hat, entſcheidet das 
Loos, und zwar, ſoweit es die Anzahl der inlaͤndiſchen und der auslaͤndiſchen 
Mitglieder betrifft, wiederum nach obigem Verhaͤltniß. 


Die Austretenden ſind wieder waͤhlbar. 
Die erſte Erneuerung dieſes dritten Theiles der durch die erſte General⸗ 
verſammlung gewaͤhlten Mitglieder des Verwaltungsrathes ſoll jedoch, und zwar 


nach obigen Maaßgaben erſt in der vierten ordentlichen Generalverſammlung 
erfolgen. 


Artikel 54, 


Wenn in irgend einer Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Verwal⸗ 
tungsrathes vor dem regelmäßigen Ablaufe der Amtsdauer vakant wird, fo 
erſetzt die naͤchſte Generalverſammlung dieſe Stelle durch neue Wahl fuͤr die 
noch uͤbrige Amtsdauer des Ausgetretenen. 


Artikel 55. 


Jaͤhrlich wählt die Generalverſammlung einen Praͤſidenten und einen 
Vice raͤſidenten des Verwaltungsrathes unter den Mitgliedern deſſelben. Der 
Praͤſident muß ein Inlaͤnder, der Vicepraͤſident aber kann ein Engländer fein. 
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Artikel 56. 


Wenn in Fallen, wo der Praͤſident verhindert ift, feine Funktionen wahr⸗ 
zunehmen, der Vieepraͤſident Abweſenheit halber deſſen Stelle nicht vertreten 
kann, iſt das amtlich aͤlteſte anweſende Mitglied des Verwaltungsrathes beru⸗ 
fen, ſich dieſer Vertretung zu unterwerfen. 


Artikel 57. 


Der Verwaltungsrath wird durch den Praͤſidenten oder in deſſen Behin⸗ 
derung durch den Vicepraͤſidenten berufen, wenn einer von beiden die Berufung 
fuͤr nothwendig erachtet, oder wenn dieſelbe von wenigſtens ſechs Mitgliedern 
ſchriftlich verlangt wird, oder wenn die Direktion darauf antraͤgt. 

Die Berufung erfolgt mindeſtens acht Tage vor dem beabſichtigten Zu⸗ 
ſammentritt. 


In dem Berufungsſchreiben ſollen die Gegenſtaͤnde der Berathung im 
Allgemeinen angegeben werden. 


Die Verſammlungen des Verwaltungsrathes finden in der Regel in 
Aachen ſtatt, koͤnnen aber auch ausnahmsweiſe in Duͤren ſtattfinden. 4 


Artikel 58. 


Zur Faſſung guͤltiger Beſchluͤſſe muͤſſen, vorbehaltlich der in den Artikeln 
46., 61. b. und c., 68. und 69, enthaltenen Beſtimmungen, wenigſtens ſechs 
Mitglieder verfammelt fein. Die Beſchluͤſſe und Wahlen finden unter dem vor⸗ 
fiehend bemerkten Vorbehalte nach abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden 
ſtatt. Iſt dieſe nicht, ſondern nur Stimmengleichheit zu erlangen, ſo entſchei⸗ 
det die Stimme des Vorſitzenden. 


Artikel 59. 


Bei jeder ek Sa des Verwaltungsrathes wählt derſelbe zuvoͤr⸗ 
derſt aus ſeiner Mitte einen Protokollfuͤhrer; die Protokolle ſind von den an⸗ 
weſenden Mitgliedern zu unterſchreiben. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes leitet die Verhandlungen. 


Artikel 60. 


Der Verwaltungsrath ift verpflichtet: 
die von den Beamten der Geſellſchaft zu leiſtenden Kautionen auf den 
G Antrag der Direktion oder nach eigenem Ermeſſen feſtzuſetzen; 
b) über alle Anträge der Direktion Beſchluß 30 faſſen; 
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c) úber die von der Direktion jährlich vorzulegende Rechnung nach erlang- 
ter Ueberzeugung von deren Richtigkeit Decharge zu ertheilen. 


Zur Prüfung dieſer Rechnung und der dazu gehörigen Beläge wählt der 
Verwaltungsrath jährlich aus feiner Mitte einen oder mehrere Rechnungsrevi⸗ 
ſoren, je nach Beduͤrfniß. 4 


Artikel 61. 


Der Verwaltungsrath nimmt nicht Theil an der ausfuͤhrenden Verwal⸗ 
tung, fuͤr welche die Direktion allein beſtellt und verantwortlich bleibt, iſt aber 
zu Folgendem befugt: 


a) Er kann unter Zuziehung eines Direktionsmitgliedes oder des Subdirek— 
tors außergewöhnliche Kaſſenreviſionen bei den Kaſſirern oder Empfaͤn⸗ 
ern der Geſellſchaft durch Ein oder mehrere ſeiner Mitglieder halten 
aſſen, wozu der Praͤſident und der Vicepraͤſident von Amtswegen ohne 
weitern Beſchluß befugt ſind. 


b) Der Praͤſident, ſowie auch der Vicepraͤſident kann auch in den Buͤreaus 
der Direktion von deren Protokollen, Beſchluͤſſen, Buͤchern und Doku— 
menten, ſowie von ihrer Rechnungsfuͤhrung und techniſchen Adminiſtra⸗ 
tion Kenntniß nehmen; auch kann der Verwaltungsrath mit einer Ma— 
joritaͤt von drei Viertheilen der anweſenden Stimmen noch einem ſonſti— 
gen Mitgliede die Befugniß zu einer ſolchen Kenntnißnahme beilegen, je— 

esmal nicht fuͤr eine laͤngere Zeit als auf Ein Jahr. 


c) Es kann der Verwaltungsrath die Berufung einer außerordentlichen Ge— 
neralverſammlung veranlaſſen, wenn wenigſtens acht ſeiner Mitglieder 
erachten, daß in einer außergewöhnlichen Angelegenheit die Bewirkung 
eines Beſchluſſes der Generalverſammlung dringend erforderlich ſei. 


Artikel 62. 


Die Rechnungsreviſoren erhalten fúr ihre Muͤhewaltung eine Entfchädi- 
gung, welche der Verwaltungsrath in der Regel nicht uͤber dreihundert Thaler 
jaͤhrlich feſtzuſetzen hat. 


Artikel 63. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes entrichten fuͤr ihre Perſon kein 
Fahrgeld auf der Bahn. Im Uebrigen werden die Mitglieder des Verwal⸗ 
tungsrathes nicht beſoldet, erhalten aber Erſatz der durch ihre Funktionen ent- 
ſtehenden Reiſekoſten, nach beſtimmten, von dem Verwaltungsrath ſelbſt zu er- 
theilenden Feſtſetzungen. Außerdem kann die Generalverſammlung beſchließen, 
daß Betraͤge bis zu zwei Prozent des unter die Aktionaire zu vertheilenden 
Reinertrages unter die Mitglieder des Verwaltungsrathes nach dem Maaß⸗ 

ſtabe 
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bes ihrer haͤufigen oder ſeltenen Gegenwart bei den Verſammlungen vertheilt 
werden. 


Der Praͤſident und der Vieepraͤſident ſollen dabei, nach eben dieſem 
Maaßſtabe, jeder in doppeltem Berhaͤltniſſe gegen die übrigen Mitglieder, be- 
theiligt werden. 5 


Titel 10. 
Die Geſellſchaftsbeamten. 


Artikel 64. 


Als erſter Verwaltungsbeamte zur Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach den Be- 
ſchluͤſſen der Direktion und unter deren obern Leitung wird ein Subdirektor 
angeſtellt, welcher bei derſelben eine berathende Stimme hat, und insbeſondere 
auch bei der Anftellung der uͤbrigen Gefchäftsbeamten, Techniker und des Dienſt⸗ 
perſonales zu hören iſt. f 


Artikel 65. 


Der Subdirektor unterzeichnet Namens der Direktion, ohne daß es der 
Mitunterſchrift eines Direktionsmitgliedes beduͤrfte, fuͤr die laufenden Geſchaͤfte, 
welche als Ausfuͤhrung von gefaßten Beſchluͤſſen oder von abgeſchloſſenen Ver⸗ 
traͤgen zu betrachten find. Auch if kein Vertrag ber Direktion und keine 
Kaſſen⸗ und Fonds⸗Dispoſition für die Geſellſchaft verbindlich, wenn nicht die 
Vertraͤge oder Ausfertigungen mit unterzeichnet ſind entweder von dem Sub⸗ 
direktor oder einem ihn vertretenden Beamten, oder aber von einem Direktions⸗ 
mitgliede, welches durch Beſchluß der geſammten Direktion den Auftrag erhal⸗ 
ten hat, ohne Mitunterſchrift des Subdirektors oder des ihn vertretenden Beam⸗ 
ten verbindlich fuͤr die Direktion zu unterzeichnen. 

Die alleinige Unterſchrift des Subdirektors, des ihn vertretenden Beam⸗ 
ten, oder eines mit bom vorerwaͤhnten Auftrage verſehenen Direktionsmitgliedes 
foll ohne ſpezielle Vollmacht der Direktion nicht ausreichen, und es foll viel- 
mehr die Unterſchrift eines Direktionsmitgliedes noch hinzutreten muͤſſen: 

r wenn Immobilien erworben, oder veräußert werden, deren Werth die 
Summe von fuͤnf Tauſend Thalern uͤberſteigt; 

wenn Werträge abgeſchloſſen werden, deren Dauer oder Erfüllung über 
fünf Jahre hinauslaͤuft, oder deren Objekt die Summe von fünf Tauſend Tha- 
lern uͤberſteigt; 

wenn fúr eine Summe von mehr als fünf Tauſend Thalern Hypotheken 
zu Laſten der Geſellſchaft, bewilligt werden; endlich 


(Nr. 3749.) bei 
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bei Fonds - Dispofitionen, wenn ſolche die Summe von fünf Tauſend 
Thalern uͤberſteigen. 


Dem Subdirektor kann nach Eroͤffnung des Betriebes auf der Bahn die 
ſpezielle Leitung deſſelben uͤbertragen werden. 


Artikel 66. 


Der Subdirektor hat eine nicht unter Eintauſend Thaler betragende Kau— 
tion zu beſtellen. 


Seine Beſoldung kann von dem Zeitpunkte der Dividendenvertheilung an 
zum Theil in einer Tantieme vom Reinertrage beſtehen. 


Artikel 67. 


Es koͤnnen Stellvertreter des Subdirektors angeſtellt, oder auch andere 
Beamten zeitweiſe mit ſeinen Funktionen beauftragt werden. 


Artikel 68. 


Der Subdirektor und ſeine Stellvertreter duͤrfen keine Handelsgeſchaͤfte 
betreiben, keine ihnen nicht durch das Geſetz gebotene Funktionen in der Kom— 
munalverwaltung wahrnehmen, und nicht an der Verwaltung von andern Kor⸗ 
porationen, Inſtituten und anonymen Geſellſchaften Theil nehmen, als wenn 
es vorgaͤngig genehmigt wird durch die geſammte Direktion und durch den Wer- 
waltungsrath vermittelſt Beiſtimmung von wenigſtens acht ſeiner Mitglieder. 


Artikel 69. 


Die Direktion hat das Recht, den Subdirektor, wie ſeinen Stellvertreter, 
die obern Techniker, Kondukteure einzelner Bauſectionen, einzelner großer 
Bauten, ſowie die Chefs oder Vorſteher der Hauptabtheilungen der Betriebs— 
verwaltung und der Bahnunterhaltung wegen Dienftvergehen, Fahrlaͤſſigkeit, 
oder aus moraliſchen Gruͤnden vermittelſt eines Beſchluſſes, dem ſaͤmmtliche 
Direktionsmitglieder beiſtimmen, SEN vom Dienſte zu ſuspendiren, auch auf 
die Entlaffung bei dem Verwaltungsrathe anzutragen. 


Die Entlaſſung kann ſodann vom Verwaltungsrathe mit keiner geringern 
Majoritaͤt als wenigſtens acht Stimmen ausgeſprochen werden. 


Vor dieſem Ausſpruche wird der betreffende Beamte oder Techniker, 
ſofern er ſich nicht entfernt hat, zur Vertheidigung aufgefordert. 


Die vom Verwaltungsrathe ſolchergeſtalt ausgeſprochene Entlaſſung eines 
Beamten oder Technikers hat zur Folge, daß alle demſelben vertragsmaͤßig 
4 1 05 Anſpruͤche an die Geſellſchaft für Beſoldung, Antheil am Reinertrag, 

ntſchaͤdigungen, Gratifikationen oder ſonſtige Vortheil mit dem Zeitpunkt 
feiner Entlaſſung von ſelbſt erlöfchen. 


In 
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In die Engagementöverträge müffen dieſerhalb die noͤthigen Vorbehalte 
aufgenommen werden. 


Artikel 70. 


Alle übrigen, auf Jahresgehalt und vertragsmaͤßig angeſtellten Beamten 
und Techniker der Geſellſchaft ſind ebenfalls den im vorhergehenden Artikel 
enthaltenen Beſtimmungen unterworfen, mit der Modifikation, daß das Recht, 
vom Dienfte zu ſuspendiren, dem einfchlägigen höheren Beamten oder Techniker 
zusteht, und daß das Recht, die Dienftentlaffung auszuſprechen, von der Di⸗ 
rektion ausgeuͤbt wird, jedoch dergeſtalt, daß ſämmtliche Mitglieder dem Des- 
fallſigen Beſchluſſe beiftimmen mëtten, wenn der Beamte oder Angeſtellte eine 
hoͤhere jaͤhrliche Beſoldung als dreihundert Thaler vertragsmaͤßig zu beziehen hat. 


In die Dienſtvertraͤge muͤſſen in gleicher Weiſe, wie dies im Artikel 69. 
beſtimmt ift, die nöthigen Vorbehalte aufgenommen werden. 


Vierte Abtheilung. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Artikel 71. 


Ziufolge Artikel 7. des gegenwaͤrtigen Statuts betraͤgt das Geſellſchafts⸗ 
kapital... en ne Drees, Seen (bee r 8 E 2,400,000 Rthlr. 
Nach Abzu des für die Beſchaffung der zum Be⸗ 
triebe der Eifeler Eiſenbahn erforderlichen Lokomotiven nebſt 
Tendern, der Perſonen⸗, Gepäd- und Güterwagen und des 
Inventars fúr die Reparaturwerkſtaͤtten nach dem Woran: 
ſchlage feſtgeſetzten Betrages von ——᷑P— 250,000 = 


Nach fernerem Abzug des für den gefammten Grund- 
erwerb zum Bau der Bahn und zur Anlage der Stations⸗ 
plaͤtze, ſowie fuͤr Verwaltungsausgaben einſchließlich der 
erſten Errichtungskoſten zur Dispofition der Direktion ver- 
bleibenden Fonds vonn 350,000 = 
zufammen 600,000 Rthlr. 


eſchrieben Sechshundert Tauſend Thaler, verpflichtet ſich 
Herr George Burge, Unternehmer zu London wohnhaft, 
gegen Uebertragung des Reſibetrages obiger Kapitalſumme 
von Zwei Millionen und Vierhundert Tauſend Thaler, nám- 
lich der Summe von 1,800,000 Rthlr. 


geſchrieben Eine Million Achthundert Tauſend Thaler, zu folgenden Leiſtungen 
und Laſten: l 
(Nr. 3740.) a) Der⸗ 
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a) Derſelbe uͤbernimmt auf feine Koſten und Gefahren, und zwar nach den 
Feſtſetzungen der definitiven Bauanſchlaͤge, welche nach Maaßgabe des 
ihm bekannten Voranſchlages zur Bauausfuͤhrung der Eifeler Bahn 
aufgeſtellt werden ſollen, die geſammte Ausfuͤhrung des Baues einer 
einſpurigen Eiſenbahn von Düren uͤber Commern nach Schleiden ein— 
ſchließlich der Stations- und Halteplaͤtze-Anlagen und der dazu noth- 
wendig erforderlichen Gebäulichkeiten, innerhalb der Friſt von dreien 
SN nach erfolgter Ianbesherrlicher Genehmigung des gegenwärtigen 

tatuts. 


b) Derſelbe unterwirft ſich in Bezug auf i er der ad a. bezeichneten 
Arbeiten, Leiſtungen und Lieferungen den orſchriften des definitiven 
e EE rA und Laſtenheftes, der Beaufſichtigung und den Anord- 
nungen der Königlichen Staatsregierung, ſowie auch der Beaufſichtigung 
und Kontrole der Direktion der Geſellſchaft, in Bezug auf Vollſtaͤndig⸗ 
keit, Tuͤchtigkeit und zeitgemaͤße Fertigſtellung der beſagten Leiſtungen, 
Arbeiten und Lieferungen. i 


c) Derſelbe übernimmt die vollftändige Unterbringung des erforderlichen 
Gefellfchaffs - Aftienfapitald zum Belauf von Zwei Millionen und 
400,000 Thalern, beſtehend in 24,000 Aktien von Einhundert Thalern 
Preußiſch Kurant (zufolge Art. 7. des gegenwaͤrtigen Statuts) auf jeden 
Inhaber lautend; ſowie auch die Beſchaffung einer erten Rateneinzah⸗ 
SCH von vierzig (40) Prozent dieſes Aktienkapitals bei Zeichnung der 

tien; 


d) die rechtzeitige Zahlung der Zinſen für ſaͤmmtliche emittirte Aktien resp. 
Quittungsbogen zu vier (4) von Hundert nach den diesfallſigen Bor- 
ſchriften und Bekanntmachungen der Direktion, und nach Maaßgabe der 
Beſtimmungen des Art. 13. des gegenwärtigen Statuts; 


e) die Errichtung eines Geſchaͤftskomtoirs für die Eifeler Eiſenbahnangele— 
genheiten zu London auf ſeine Koſten, während der drei Baujahre. 


Artikel 72. 


Zur Sicherſtellung aller aus dem Inhalte des vorſtehenden Artikels 71. 
entſtehenden Verbindlichkeiten hinterlegt der Herr George Burge, Unternehmer 
zu London wohnhaft, welcher ſein Domizil zu Aachen am Sitze der Geſellſchaft 
waͤhlt, dem Staate innerhalb dreißig Tagen nach Empfang der Benachrichtigung 
úber die ertheilte Konzeſſion bei der Preußiſchen Bank zu Berlin, entweder in 
baarem Gelde, oder in zinstragenden inlaͤndiſchen Staatspapieren, letztere zum 
Nominalwerthe, den Betrag von Zwei Hundert Tauſend Thalern. Dieſer Kau⸗ 
tionsbetrag ſoll dem Unternehmer George Burge auf Anweiſung der dazu von 
dem Koͤniglichen Preußiſchen Handelsminiſterio ermaͤchtigten Behörde in den⸗ 
ſelben Werthen, worin eingezahlt worden, nach und nach in fünf Raten zurüc- 
gezahlt werden, und zwar nach Maaßgabe der von dem Unternehmer RS 

füllung 
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füllung feiner Verbindlichkeiten erfolgten, und von dem Königlichen Baubeam⸗ 
ten, den die Staatsregierung dazu bezeichnen wird, beſcheinigten Leiſtungen. 


Die letzte Rate ſoll jedoch erft dann dem Unternehmer zurückgezahlt 
werden, wenn berjelbe feine im vorhergehenden Artikel 71. ausgeſprochenen 
Verbindlichkeiten vollſtaͤndig erfüllt und daruͤber ein Anerkenntniß der Direktion 
beigebracht haben wird. - 


Artifel 73. 


Dieſe Kaution ſoll namentlich von der Königlich Preußiſchen Staatsre⸗ 
gierung in Anſpruch genommen werden fünnen, wenn der Unternehmer den 

au der Eiſenbahn. nach ch, SH Ertheilung der Konzeffion nicht innerhalb 
drei Monaten nach Jemen eſtſetzung der definitiven Bauanſchlaͤge begin: 
nen, oder, nachdem damit angefangen worden, ſolchen nicht ununterbrochen fort⸗ 
ſetzen und zu Ende führen konnte; es fei denn, daß die Erwerbung und Be- 
ſchaffung des benöthigten Grundeigenthums ihn an dem Beginn, innerhalb je: 
et, ger Friſt oder fpäter, ſowie auch an der Fortſetzung des Baues 
ehindern. 3 


In einem jeden der Fälle, in welchen der Unternehmer die Schuld trägt, 
daß der Eiſenbahnbau nicht begonnen oder nicht fortgeſetzt wird, ſoll die Staats- 
regierung beuge ſofern ſie den Anfang resp. die Weiterführung des Baues 
auf anderem Wege auszuführen beſchließen follte, den Betrag der Kaution zu 
dieſer Ausfuͤhrung zu verwenden, oder in den oben vorausgeſetzten Fällen auch 
das Recht haben, t als Konventionalſtrafe einzuziehen und daruͤber zu jedem 
andern ihr beliebigen Zwecke zu verfuͤgen. 


, Die Entſcheidung über alle desfalls entſtehenden Konteſtationen ſteht dem 
Koͤniglich Preußiſchen Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſter zu. 


Die desfallſigen Verhandlungen werden lediglich zwiſchen den betreffen⸗ 
den Behoͤrden und dem Generalbevollmaͤchtigten oder deſſen Subſtituten gefuͤhrt. 


Jahrgang 1853. (Nr. 3740.) 31 An- 


Anlage A. zum Art. 12. 


s 3 100 Thaler 
Actie ee 
der 


Trockener 


Stempel. Eifeler Eisenbahn-Gesellschaft 

z s zu 

Aachen, 

bestätigt von Sr. Majestät dem Könige von Preussen den 


Einhundert Thaler Preussisch Courant. 
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Für diese Actie ... ist von dem Inhaber die Zahlung von Einhundert 
Thalern Preussisch Courant geleistet worden. Alle statutenmässigen Rechte und 
Verbindlichkeiten eines Actionairs oben genannter Gesellschaft werden durch 


gegenwärtiges Dokument begründet, insbesondere die 
der Art. 29., 30. und 31. des Gesellschaftsstatuts. 


Aachen; denn R 


jenigen, nach Maassgabe 


Die Verwaltung der Eifeler Eisenbahn-Gesellschaft. 


Verwaltungsrath. Direktor. Subdirektor. 


Anlage B. 
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(Nr. 3741.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Mai 1853., betreffend den Erlaß der herkoͤmm⸗ 
lichen Prinzeſſinnen⸗Steuer bei der Vermaͤhlung der Prinzeſſin An na 
Königlichen Hoheit. 


Ne will bei der bevorſtehenden Bermaͤhlung Meiner Nichte, der Prinzeſſin 
nna Königlichen Hoheit, die herkömmliche Prinzeffinnens Steuer unter Bor: 
behalt des Rechts in kuͤnftigen Faͤllen hierdurch erlaſſen und beauftrage das 
Staatsminiſterium, diefe Order durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Charlottenburg, den 24. Mai 1853, : 
Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. 
An das Staatsminiſterium. 2 1 — 


Redigirt im Büreau des Staats - Minifteriums, 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
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